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Ende 2016 wurden notwendige Schritte zur Umsetzung des Stabilisierungs- und Assoziie-
rungsabkommens  (SAA)  unternommen.  Diese  bezogen  sich  auf  die  Anpassung  der
Handelsbeziehungen, die durch den EU-Beitritt Kroatiens notwendig wurden und auf den
Beschluss  über  ein  Koordinationsgremium zwischen  Staat  und  Entitäten  für  die  EU-
Integration.  Am  20.  September  2016  forderte  der  Rat  der  Europäischen  Union  die
Kommission dazu auf, ihre Stellungnahme zum Beitrittsgesuch vom Februar 2016 vorzu-
bereiten. Am 9. Dezember 2016 überreichte Erweiterungskommissar Johannes Hahn dem
Vorsitzenden des Ministerrats, Denis Zvizdić, den Fragenkatalog. Die Arbeiten für dessen
Beantwortung waren bis Ende Juli 2017 noch nicht abgeschlossen. Der Kandidatenstatus
für Bosnien und Herzegowina kann frühestens für 2018 erwartet werden. Das Mandat des
EU-Sonderbeauftragten wurde am 27. Februar 2017 bis zum 31. August 2018 verlängert.1

Lärmender Stillstand in der Innenpolitik

Trotz  des  formalen  EU-Fortschritts  bleibt  die  innenpolitische  Lage  angespannt.  Der
lärmende Stillstand, der die drei ethno-politischen Lager zu- und gegeneinander in Stel-
lung bringt, erreichte einen Höhepunkt mit der Volksbefragung in der Republika Srpska
(RS)  am 25.  September  2016,  die  RS-Präsident  Milorad  Dodik,  der  den  Fortbestand
Bosnien und Herzegowinas regelmäßig infrage stellt, großspurig als Referendum veran-
lasste. Thema war der Erhalt des „Dan Republike Sprkse“, also des Feiertags der RS, der
an die illegale Gründung der RS im Jahre 1992 erinnert. Die Befragung geschah gegen den
ausdrücklichen Willen der Europäischen Union und der Vereinigten Staaten. Sie befürchte-
ten, dass ein erneutes Unabhängigkeitsreferendum für 2018 vorbereitet werden sollte. 98
Prozent der Wähler stimmten für den RS-Feiertag, aber nur gut jeder zweite Stimmbürger
beteiligte  sich.  Der  Hohe  Vertreter  der  Internationalen  Gemeinschaft,  Valentin  Inzko,
erklärte die Befragung für nicht verfassungsgemäß.2 Trotz des sinkenden Europa-Engage-
ments  der  Obama-Administration blieb  auch UN-Botschafterin  Samantha  Powers  ihrer
RS-kritischen Linie  vernehmbar  treu  und das  US-Finanzministerium verhängte  am 17.
Januar 2017 Sanktionen gegen Dodik. Bei den Kommunalwahlen am 2. Oktober 2016
konnte Dodik die Führungsposition seiner Partei, dem Bund der Reformkräfte (SNSD),
jedoch trotzdem nicht ausbauen. In der Föderation setzte sich der langjährige Trend der
Pluralisierung der  bosniakischen  Politik  fort.  Die  Partei  von Dodiks  Gegenspieler  auf
Staatsebene, Bakir Izetbegović, die national-konservative bosniakische Partei der demo-
kratischen Aktion (SDA), verlor wichtige Bürgermeisterämter wie in Bihać und Zenica. Zu
Spannungen und Aufruhr kam es in der Herzegowina, wo sich bosniakische und kroatische
Eliten Macht und Einfluss teilen müssen. In Mostar fanden zum zweiten Mal nach 2012

1 Der UN-Sicherheitsrat erneuerte am 8. Dezember 2016 das Mandat für EUFOR Althea. Dessen Ziel, zu
Bosnien-Herzegowinas euro-atlantischer Integration beizutragen, fiel auf Druck Russlands weg.

2 Office of the High Representative: BiH politicians should focus on providing citizens with stability and
prosperity, 26. September 2016.
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keine  Kommunalwahlen  statt.  Die  Stadt  wird  seit  2008 ohne demokratische  Kontrolle
direkt von den politischen Parteien Kroatische Demokratische Gemeinschaft Bosniens und
der Herzegowina (HDZ), der SDA sowie denen mit ihnen verbundenen Wirtschaftskreisen
verwaltet und regiert. Die von der Union seit 1996 geforderte und mit hohem Aufwand
betriebene politisch-administrative Wiedervereinigung und Demokratisierung Mostars ist
gescheitert.  Der  bosniakisch-kroatische  Streit  wurde  weiter  durch  die  Kontroverse  zur
Bestellung der  Abgeordneten  des  Hauses  der  Völker  (der  zweiten  Parlamentskammer)
angefacht, bei der sich das kroatische Lager benachteiligt sieht. Wie im Fall Finci-Sejdić
von 2009 geht es wiederum um die Frage ethnisch quotierter Wahlen. Die Innenpolitik ist
verheddert  in  einer  „Verfassungspolitik“,  die  die  exklusiven  Einflusssphären  der  drei
ethno-nationalen Lager weiter zementiert und das Land in eine riskante Blockade treibt.3

Die  gleichzeitige  Internationalisierung innerer  Konflikte  wurde  im Februar  2017  vom
bosniakischen Mitglied des Staatspräsidiums weitergetrieben. Ohne einen Beschluss des
Staatspräsidiums  veranlasste  Izetbegović  Schritte  zur  Wiederaufnahme  des  Verfahrens
gegen Serbien beim Internationalen Gerichtshof (IGH) in Den Haag. Da er nicht von der
Verfassung gedeckt war, wies der IGH den Antrag jedoch sofort zurück.

Europäische Entwicklungen

Am 9. November 2016 legte die Kommission ihren jährlichen Bericht vor.4 Der Schwer-
punkt liegt auf den allgemeinen rechtlichen, sozialen und wirtschaftlichen Beitrittskriteri-
en. Die Kommission stellt ernüchtert fest, dass das Land erst am Beginn seiner Entwick-
lung zu einer funktionierenden Marktwirtschaft steht. Das Europäische Parlament forderte
in  seiner  diesbezüglichen  Resolution,  weitere  Anstrengungen  zur  Reform  des  Staates
vorzunehmen und  „den  Grundsätzen  des  Föderalismus,  der  Dezentralisierung und  der
rechtmäßigen Vertretung, Rechnung zu tragen“.5 Damit werden verstärkt Positionen des
kroatischen Lagers  in Bosnien-Herzegowina und der  Republik Kroatien auf EU-Ebene
widergespiegelt.  Die  Europäische  Volkspartei  (EVP)  setzte  die  Forderung  nach  einer
weiteren Föderalisierung mithilfe ihres Berichterstatters Cristian Preda (Rumänien) und
des damaligen kroatischen Außenministers Davor Ivo Stier (HDZ) durch. Die handels-
politischen Auseinandersetzungen zwischen den Westbalkanstaaten und Kroatien, die 2017
von Zagreb ausgingen, weisen auf eine robuste Interessenvertretung hin. 

Im Rahmen des Berlin-Prozesses lud Premierminister Zvizdić seine Kollegen aus fünf
Westbalkanstaaten am 16. März 2017 nach Sarajevo ein. Beim Westbalkan-Gipfel in Triest
am 12. Juli 2017 kam es zu einem Rückschlag, als Zvizdić aufgrund eines RS-Vetos kurz-
fristig seine Unterschrift  zur Gründung einer regionalen Transportgemeinschaft  zurück-
ziehen musste. Kurz nach dem zweiten Treffen des Stabilisierungs- und Assoziierungsrates
unter Leitung der EU-Außenbeauftragten Federica Mogherini am 10. Juli 2017 zeigte sich
erneut, dass die EU-Integration des Landes nur gelingen kann, wenn die innenpolitische
Blockade aufgelöst wird: Zur Zeit scheint der Kandidatenstatus kaum erreichbar. 
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